


Einwilligung

in die Verarbeitung personenbezogener Daten


Gem. Art. 6 Abs. 1 lit. b) EU-DSGVO sind wir berechtigt, personenbezogenen Daten, die wir zur Erfüllung des Vertrages benötigen, zu verarbeiten. Gleiches gilt auch für vorvertragliche Rechtsverhältnisse. 

Hierzu zählen insbesondere 
· Name, 
· Anschrift, 
· Telefonnummer,
· E-Mailadresse 
· Ggf. Geburtsdatum
· Bankdaten.


Einwilligung in die Datennutzung zu weiteren Zwecken

Im Zuge der Organisation und Koordination der Datenerhebung im _________ für folgende Zwecke: 
· Benachrichtigung über
· Bitte ergänzen
· 
verarbeiten wir personenbezogene Daten von Euch. Diese machen wir nur den Kollegen und sonstigen Dritten zugänglich, die diese Daten für den Zweck der Geschäftsbeziehung kennen müssen (need-to-know - Prinzip). Ggf. hier ergänzen, wer noch zu den Empfängern gehört oder gehören kann.

Für die Weitergabe dieser Daten an nachfolgende Empfänger benötigen wir Eure Einwilligung:
· Auftraggeber und zuständige Behörden für die Projekte in denen ihr arbeitet
· [bookmark: _GoBack]Alle projektbeteiligten Kollegen und die Kollegen 
· Alle freiberuflichen oder festangestellten Personen, die für die jeweilige Datenerhebung beauftragt und anwesend sind

Bitte kreuzt aus der nachfolgenden Liste jene Daten an, die wir übermitteln dürfen: 

☐ Name
☐ Vorname
☐ Mobiltelefonnummer
☐ Festnetztelefonnummer
☐ E-Mailadresse
☐ Geburtsdatum
☐ Geburtsort
☐ Personalausweisdaten:
· Ausweisnummer
· Gültig bis
☐ Reisepassdaten: 
· Nationalität
· Ausweisnummer
· Gültig bis
☐ Vegetarier / Veganer (Fisch ja oder nein)
☐ HSE - Zertifikate

Die Einwilligung erfolgt freiwillig. Allerdings weisen wir darauf hin, dass die vorstehenden Angaben zur erfolgreichen Durchführung der Aufgaben erforderlich sind (mit Ausnahme der Festnetztelefonnummer, der Frage, ob Ihr Vegetarier oder Veganer seid). 

Ihr habe das Recht, diese Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen (vgl. Art. 7 EU-DSGVO). Der Widerruf ist an die in diesem Briefkopf benannte Anschrift oder E-Mailadresse zu richten. 



[Ort, Datum]

 
[Unterschrift des Betroffenen]


Rechte des Betroffenen


Art. 15 DS-GVO – Auskunftsrecht 
Das Auskunftsrecht der betroffenen Person über beim Verantwortlichen gespeicherte personenbezogene Daten ist das zentrale Recht, um bei Bedarf gezielt weitere Rechte, z. B. Recht auf Berichtigung, Löschung etc. geltend zu machen. Die betroffene Person kann von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber verlangen, ob dort sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. 

Art. 16 DS-GVO – Recht auf Berichtigung 
Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung der sie betreffenden personenbezogenen Daten zu verlangen, wenn sie unrichtig sind. Unter Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer ergänzenden Erklärung – zu verlangen. 

Art. 17 DS-GVO – Recht auf Löschung, Recht auf Vergessenwerden 
Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende Daten unverzüglich gelöscht werden, wenn folgende Gründe vorliegen (Art. 17 Abs. 1): 
· Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig, 
· die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 a oder Art. 9 Abs. 2 a), und es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung, 
· die betroffene Person legt Widerspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen keine vorrangigen, berechtigten Gründe für die weitere Verarbeitung vor, 
· die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet, 
· die Löschung der personenbezogenen Daten ist aufgrund eines spezielleren Gesetzes erforderlich, d. h. zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, 
· die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf direkt gegenüber einem Kind angebotene Dienste der Informationsgesellschaft erhoben. 

Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er zur Löschung verpflichtet (Art. 17 Abs. 1), muss er nach Art. 17 Abs. 2 unter Berücksichtigung der verfügbaren Technologien und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch technischer Art, treffen, um andere für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene Person von ihm die Löschung aller Links zu diesen personenbezogene Daten oder von Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. 
Es besteht für den Verantwortlichen keine Pflicht zur Löschung, wenn die weitere Speicherung der personenbezogenen Daten aus einem der folgenden Gründe erforderlich ist: 
· Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, 
· Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (z. B. gesetzliche Aufbewahrungspflichten), die die Verarbeitung nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten erfordert oder zur Wahrung einer im öffentlichen Interesse liegenden Aufgabe oder in Ausübung öffentlicher Gewalt, die den Verantwortlichen übertragen wurde, 
· Gründe des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
· im öffentliche Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke, 
· Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

Weitere Ausnahmen etwa für in Papierform gespeicherte Daten sieht § 35 BDSG vor. 

Art. 18 DS-GVO – Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Unter „Einschränkung der Verarbeitung“ sind nach den Erwägungsgründen Methoden zur Beschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten zu verstehen, z. B. dass ausgewählte personenbezogene Daten vorübergehend auf ein anderes Verarbeitungssystem übertragen werden, dass sie für Nutzer gesperrt werden oder dass veröffentlichte Daten vorübergehend von einer Webseite entfernt werden. Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen diese Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn die nachfolgend aufgezählten Voraussetzungen vorliegen: 

· Die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von der betroffenen Person bestritten, und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der Daten zu überprüfen, 
· die Verarbeitung ist unrechtmäßig und die betroffene Person lehnt die Löschung der Daten ab und verlangt stattdessen eine Einschränkung der Verarbeitung, 
· der Verantwortliche benötigt die personenbezogenen Daten nicht länger für die Zwecke der Verarbeitung, die betroffene Person benötigt diese jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen, 
· die betroffene Person hat Widerspruch gegen eine auf berechtigte Interessen des Verantwortlichen gestützte Verarbeitung eingelegt, und es steht noch nicht fest, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. Wurde die Verarbeitung auf Antrag des Betroffenen eingeschränkt, so dürfen diese personenbezogenen Daten – mit Ausnahme ihrer Speicherung – nur mit Einwilligung der betroffenen Person oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer natürlichen oder juristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaates verarbeitet werden. Außerdem muss der Verantwortliche die betroffene Person vor Aufhebung der Einschränkung unterrichten (Art. 18 Abs. 3). 

Ausnahmen finden sich im BDSG (§ 35). 

Art. 20 DS-GVO – Recht auf Datenübertragbarkeit Eine betroffene Person, die einem Verantwortlichen sie betreffende personenbezogene Daten bereitgestellt hat, hat das Recht, diese Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten. Darüber hinaus ist die betroffene Person berechtigt, diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die personenbezogenen Daten ursprünglich bereitgestellt wurden, zu übermitteln. Dies gilt allerdings nur, sofern die Verarbeitung 
· auf einer Einwilligung oder einem Vertrag beruht und 
· mit Hilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 
Der Betroffene kann also erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von einem Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies technisch möglich ist. Ausnahmen gelten, wenn die Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe erfolgt, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. Ferner dürfen die Rechte und Freiheiten anderer Personen durch die Ausübung nicht beeinträchtigt werden. 

Art. 21 DS-GVO – Recht auf Widerspruch Die betroffene Person kann einer Verarbeitung durch den Verantwortlichen jederzeit widersprechen, wenn die Verarbeitung auf Art. 6 Abs. 1 e oder f (Aufgabe im öffentlichen Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt, oder zur Wahrung berechtigter Interessen des Verantwortlichen) erfolgt ist. Dies gilt auch für ein darauf gestütztes Profiling. Eine fortdauernde Verarbeitung durch den Verantwortlichen ist nicht zulässig, außer er kann 

· zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder 
· die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

Im Fall der Direktwerbung findet keine Interessenabwägung statt. Ein Widerspruch führt zu einem sofortigen Verarbeitungsstopp. Bei einer Verarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken führt der Widerspruch ebenfalls zu einem Verarbeitungsstopp, es sei denn, die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im öffentlichen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich (Art. 21 Abs. 6). Auf sein Widerspruchsrecht muss der Betroffene spätestens zum Zeitpunkt der ersten Kommunikation ausdrücklich sowie in einer verständlichen und von anderen Informationen getrennter Form hingewiesen werden. § 36 BDSG schränkt das Widerspruchsrecht gegenüber öffentlichen Stellen ein, bei einem zwingenden öffentlichen Interesse oder einer zur Verarbeitung verpflichtenden Rechtsvorschrift ein.
